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Nl. Gegenstand

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend Erlaß einer neuen
Wahlordnung auf Grund des § 27 des Wahlgesetzesfür die Provinzial-
landtage und Kreistage vom 7. Oktober 1925.

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Neuwahlen
a) zum Provinzialllusschuß,
d) zu den Provinzialkommissionen,
e) zum Preußischen Staatsrat.

Anlage 2.
<T>iucksllchen.Nr. 1.)

Bericht und Antrag
des Provinzialausschusses,

betreffend

Erlaß einer neuen Wahlordnung auf Grund des § 27 des Wahlgesetzes
für die Provinziallandtage und Kreistage vom 7. Oktober 1925.

Nachdem das Wahlgesetz für die Provinziallandtage uud Kreistage vom 7, Oktober 1925
(GS. S. 123 ff.) in Kraft getreten ist, sind die vom Provinziallandtag vorzunehmenden Wahlen
auf Grund der Bestimmungen des 5. Abschnittes (§§ 23—32) dieses Wahlgesetzeszu tätigen, welcher die
Uebelschrift trägt: Vornahme von Wahlen durch den Provinziallandtag und Geschäftsordnung. An der
Anlage ^ sind die Bestimmungen dieses 5. Abschnittesdes Wahlgesetzesabgedrucktund desgleichendie
zugehörigen Vorschriften der Ausführungsanweisung des Ministers des Innern vom 14. Oktober 1925
IVa 1 2392 II; in der Anlage L ist der Entwurf einer Wahlordnung gemäß § 27 des Wahlgesetzes abgedruckt.

Piovinzialausschuß beehrt sich zu beantragen:
„Provinziallandtag möge dem Entwurf einer Wahlordnung gemäß § 27 des Wahlgesetzesfür die

Provinziallandtage und Kreistage vom 7. Oktober 1925 seine Zustimmung erteilen."

Düsfeldorf, den 25. Januar 1926.

Der Provinzialausschuß:

Dr. Adenauer,
Vorsitzender.

Dr. Horion,
Llliioeshauptmcm».
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Anlage ^.
I.

Wahlgesetz

für die Provinzillllllndtllgeund Kreistage.
Vom 7. Oktober 1925. (GS. S. 123 ff.)

Fünfter Abschnitt.

Vornahme von Wahlen durch den Provinziallandtag und Geschäftsordnung.

§23.
(1) Wahlen werden, wenn niemand widerspricht, durch Zuruf, sonst durch Abgabe von Stimm«

zetteln vollzogen.
(2) Bei der Zettelwahl wird, wenn mehrere gleichartige unbesoldete Wahlstellen derselben Ver»

waltnngsstelle zu besetzen sind, in einem Mahlgange nach den Grundsätzen der Verhältniswahl, in allen
anderen Fällen für jeden Fall in besonderem Mahlgange nach Stimmenmehrheit abgestimmt.

(3) Im Falle nachträglicherVermehrung oder Verringerung der Wahlstellen sind sämtlicheWahl¬
stellen neu zu besetzen.

§24.
(1) Wird nach den Grundsätzender Verhältniswahl abgestimmt, so sind die Wahlstellenauf die Wahl-

Vorschlägeuach der Reihenfolge der Höchstzahl zu verteilen, die sich durch Vollrechnung,Halbteiluug, Dritte»
luug, Viertelung usw. der auf die Wahlvorschlägeentfallenden Stimmzahlen ergeben. Ueber die Zuteilung
der letzten Wahlstellen entscheidetbei gleichenHöchstzahlendas Los.

(2) Sind Stellvertreter zu wählen, so ist erster Stellvertreter des an erster (zweiter, dritter usw.)
Stelle gewählten Mitglieds der dem gewählten Mitglied an erster (zweiter, dritter usw.) Stelle auf dem¬
selben Wahlvorschlage,zweiter usw. Stellvertreter der dem nächsten an entsprechender Stelle folgende
Bewerber.

(3) Scheidet der Gewählte vor Ablauf der Wahlzeit aus oder lehnt er die Wahl ab, so tritt, soweit
nicht gesetzlich anderes bestimmt ist, an seine Stelle sein Stellvertreter und an dessen Stelle — oder wenn
kein Stellvertreter gewählt ist, an die Stelle des Ausscheideuden— ein Ersatzmann,welcher durch die Mehr¬
heit der Unterzeichner des Wahlvorschlagsoder, soweit sie nicht mehr Mitglieder des Provinziallandtages
sind, ihrer Ersatzmännerbestimmt wird. Ist die Wahl durch Zuruf vollzogen (§ 23 Abs. 1), so ist der Ersatz¬
mann gemäß § 23 Abs. 2 zu wählen.

(4) Der Stellvertreter ist auch in Fällen nur vorübergehenderBehinderung des Gewählten zu seiner
Vertretung berechtigt.

§25.
(1) Wird nach Stimmenmehrheit abgestimmt, so ist derjenige gewählt, für den mehr als die Hälfte

der gültigen Stimmen abgegeben ist.
(2) Wird dieses Ergebnis im ersten Wahlgange nicht erreicht, so findet zwischen den beiden Personen,

welche die meisten Stimmen erhalten haben, eine engere Wahl statt.
(3) Bei Stimmengleichheit entscheidetdas vom Vorsitzendenzu ziehende Los, wer in die engere

Wahl zu bringen oder im letzten Wahlgange gewählt ist.

§26.
Bei Wahlen und Abstimmungen zählen Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen mit zur Fest¬

stellung der Beschlußfähigkeit,nicht aber zur Berechnung der Mehrheit.

§27.
Im übrigen wird das Wahlverfahren durch die Geschäftsordnung geregelt.

§28.
Gegen die Gültigkeiteiner vom Provinziallandtage vorgenommenenWahl kann, soweit nicht gesetzlich

die Anfechtung einer solchen Wahl anderweitig geregelt ist, jeder Provinziallandtagsabgeordnete binnen
zwei Wochennach Feststellungdes Wahlergebnissesbei dem Provinzialausschuß Einspruch einlegen. Ueber
den Einspruch entscheidetdie Beschlußbehörde,durch deren Entscheidungdie Gültigkeit oder Ungültigkeit



Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 2.

der Wahl endgültig festgestellt wird. Bedarf die Wahl einer Bestätigung, so wird diese erst nach Ablauf der
Einspruchsfrist nach der Gültigkeitserklärung rechtswirksam.

§29.
Eine vom Provinziallandtage vorgenommene Wahl verliert vor Ablauf der festgesetzten Mahlzeit

chre Wirksamkeitdurch Wegfall einer Voraussetzung der Wählbarkeit oder durch nachträglichen Eintritt
eines Ausschließungsgrundes.

8 30.
(1) Das Ausscheideneiner vom Provinziallandtage gewählten Person aus ihrem Amte wird, soweit

nicht gesetzlicheine andere Stelle zuständig ist, von dem Provinzialausschussefestgestellt. In dem Beschluß
ist gleichzeitigfestzustellen,wer als Stellvertreter (Ersatzmann) nachrückt.

(2) Gegen den Beschlußsteht demjenigen, dessen Ausscheidenfestgestellt ist, binnen zwei Wochen
die Klage beim Oberverwaltungsgerichte zu.

(3) Die Klage hat keine aufschiebende Wirkung; während der Dauer des Verfahrens tritt der Stell»
Vertreter (Ersatzmann) vorläufig ein.

§ 31.
Die vom Provinziallandtage vorzunehmenden Wahlen erfolgen, soweit nicht gesetzlich etwas anderes

bestimmt ist oder es sich um einmalige Aufträge handelt, auf die Dauer der Wahlzeit des wählenden Pro«
vinziallandtags. Neuwahlen sind alsbald nach Zusammentritt des neugewählten Provinziallandwgs vor¬
zunehmen. Bis zum Einkitte der Nachfolger üben die bisher, gewählten Personen ihre Tätigkeit weiter aus.

§32.
(1) Die Geschäftsführungwird durch eine vom Provinziallandtage zu erlassende Geschäftsordnung

aereaelt.
(2) In der Geschäftsordnung kann bestimmt werden, daß ein Provinzmllandtags-Abgeordneter bei

grober Ungebühr oder wiederholten Verstößen gegen die Ordnung mit Ausschlußaus der° Versammlung
für einzelne oder mehrere Sitzungstage oder für die Dauer der jeweiligen Tagung durch Beschluß des Pro-
vinziallandtags bestraft wird sowie daß der Ausschlußdie völlige oder teilweiseEntziehung der Ersatzgelder
(§ 5) und sonstigen Vergünstigungen zur Folge haben kann.

(3) Hält der Vorsitzendeeinen unmittelbaren Ausschluß des Provinziallandtags-Abgeurdneteu für
erforderlich, so kann er dessen Ausschlußvorläufig verhängen und zur Durchführung bringen. Die Maß¬
nahme bedarf nach ihrer Durchführung der Bestätigung durch den Provinziallandtag nnd ist auf sein Ver¬
langen von dem Vorsitzendenaufzuheben.

II.

Ausführungsanweisung

d MdI v 14. 10. 1925 — IVZ. I 2392 II — zu dem Wahlgesetz für die Provinziallandtage und Kreistage
vom 7.10.1925 (GS. S. 123).

Iu §§ 23—32: Die Vorschriften gelten, soweit nicht ausdrücklicheine anderweitige gesetzliche
Regelung für unberührt erklärt wird, für alle Wahlen, die von dem Provinziallandtag vorzunehmen sind.
Sie gelten dagegen nicht für die auf Grund statutarischer Anordnung von den Provinzialaus»
schüssen vorzunehmendenWahlen. Der Provinziallandtag hat es in der Hand, diese Vorschriftenauch
für die von dem ProvinzialausschuhvorzunehmendenWahlen für anwendbar zu erklären, indem er entweder
entsprechendestatutarischeBestimmungen beschließtoder die Befugnisse des Provinzialausschusseswieder
an sich zurücknimmt.

Zu § 23 Ab s. 3: Die Vorschriftist neu. Sie will zunächst verhindern, daß durch eine sukzessive
Vermehrung der Wahlstellen eine Mehrheit in Umgehung des Gesetzes an die Stelle der Verhältniswahl
die Mehrheiiswahl setzt. Sie regelt ferner das Verfahren bei einer nachträglichenVerringerung der Wahl¬
stellen.

Nach der Rechtsprechung des OVG. (Entscheidnngvom, 4. 11. 1924 — II L 28. 24) kann weder im
Falle der Vermehrung noch im Falle der Verringerung der Wahlstellen eine Neuverteilung der Sitze auf
Grund des Wahlergebnisses der früheren Wahl stattfinden.



Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 2.

Zu z 24 Abs. 1: Für die von dem Provinziallandtag vorzunehmenden Verhältniswahlen wirb
hiermit das sogenannte d'HondtscheHöchstzahlensystem obligatorischeingeführt und damit die bisher den
Provinzillllanbtagen gemäß § 24 Abs. 2 Satz 4 des Gesetzes vom 3.12.1920 zustehendeBefugnis, nähere
Bestimmungen über die Wahlart zu treffen, aufgehoben.

Abs. 2: Auch die Vorschriftüber die Wahl der Stellvertreter, die insbesonderebei der Wahl des
Provinzialausschussespraktisch wird, ist obligatorisch. Sie entspricht im wesentlichendem bereits jetzt für
die Staatsmtsmitglieder und ihre Stellvertreter geltenden Vorschriften. ,

Ab s. 3: Bei Erledigung der Stelle tritt als Ersatzmann an die Stelle des Ausgeschiedenennicht,
wie im Falle des z 22, der nächste Bewerber auf dem Wahlvorschlag;vielmehr wird der Ersatzmannin al'en
Fällen, soweit nicht ein Stellvertreter vorhanden ist, erst bei Eintritt der Erledigung des Sitzes durch die
Mehrheit der Unterzeichnerdes Wahlvorschlagesbestimmt. Hierdurchwird in allen Fällen ein individueller
Ersatz des Ausgeschiedenengesichert, der um so wichtiger ist, als es sich hier um Stellen in der Verwaltung
der Provinz handelt.

Der letzte Satz des Absatzes 3 enthält eine neue Vorschrift, durch die eine Unklarheit beseitigt wirb.
Die Wahl durch Zuruf ist weder Verhältniswahl noch Mehrheitswahl, gleichgültig,ob es sich um die Be¬
setzung einer Stelle oder mehrerer Stellen handelt. Ist die Wahl durch Zuruf vollzogenund scheiden später
ein oder mehrere Gewählte aus, so ist dafür, ob die Ersatzwahl im Wege der Verhältniswahl oder der Mehr»
heitswahl vorzunehmen ist, der Grundsatzdes § 23 Abs. 2 maßgebend, d. h. die Ersatzwahlerfolgt nach den
Grundsätzender Verhältniswahl, wenn mehrere gleichartige unbesoldeteWahlstellenderselbenVerwaltungs¬
stelle zu besetzen sind, in allen anderen Fällen nach den Grundsätzender Mehrheitswahl.

Iu § 28: Nach geltendemRecht, z. B. § 42 Abs. 2 der Provinzialordnung für die östlichen Provinzen,
war gegen die Wahl durch den Provinziallandtag nur der Einspruchbei dem Vorsitzenden gegeben,über den
der Provinziallandtag selbst endgültig beschloß. Nunmehr ist ein besonderes Wahlprüfungsverfahren ein«
geführt, ähnlich wie es für die Städte bereits nach § 14 des Zuständigkeitsgesetzesgeregelt ist. Ueber den
Einspruch beschließt die Beschlußbehörde(vgl. § 43).

Für den Fall, daß die Wahl einer Bestätigung bedarf, fand bisher ein besonderes Wahlprüfungs-
verfahren nicht statt; vielmehr war im Vestätigungsverfahrennicht nur über die Geeignetheit des Bewerbers,
sondern auch über die Gültigkeitdes Wahlverfahrens zu befinden. Die dem z 28 durch den Landtag gegebene
Fassung schreibt vor, daß auch in den Fällen, in denen die Wahl einer Bestätigung bedarf, die Gültigkeitdes
Wahlverfahrens in demselbenVerfahren wie sonst nachzuprüfen ist und daß die Bestätigung erst nach Ablauf
der Einspruchsfrist(so. ohne daß Einsprucheingelegt ist) oder nach der Gültigkeitserklärungder Wahl rechts¬
wirksam wird. Die Bestätigungsbehörden werden hiermit angewiesen, die Bestätigung auszusetzen,bis die
Gültigkeit der Wahl feststeht, und erst dann über die Bestätigung oder Versagung der Bestätigung, bei der
nunmehr nur noch über die Eignung des Bewerbers zu befinden ist, zu beschließen.

Die Vorschriftendes § 28 gelten nur insoweit, als nicht gesetzlich die Anfechtung eiuer von dem Pro¬
vinziallandtag vorgenommenen Wahl anderweitig geregelt ist. (vgl. z 24 des Gesetzes über die Wahlen
zum Staatsrate vom 16. 12. 1920, GS. 1921 S. 90).

Zu § 31: Die Vorschrift,daß die vom Provinziallandtage vorzunehmenden Wahlen auf die Dauer
der Wahlzeit des wählenden Provinziallandtages erfolgen nnd daß Neuwahlen alsbald nach Zusammentritt
des neugewählten Provinziallandtags vorzunehmen sind, gilt an und für sich für alle von den Provinzial-
lcmdtagen vorzunehmenden Wahlen. Entgegenstehende gesetzliche Vorschriften aber bleiben unberührt.
Es bleibt also insbesonderebei der gesetzlich geregelten Wahlzeit des Landesdirektors (Landeshauptmanns)
und bei der gemäß den Provinzialordnungen (vgl. z. B. § 93 der Provinzialordnung für die östlichen Pro¬
vinzen) durch Prouinzialstatut geregelten Wahlzeit der „oberen Beamten" (Landesräte).

Das neue Gesetz enthält keine Vorschrift darüber, binnen welcher Frist die neugewählten Provinzial¬
landtage (und Kreistage)zusammenzuberufensind. Es versteht sich von selbst, daß die Einberufung baldmöglichst
erfolgt, schon wegen der von dem Provinziallandtage vorzunehmendenNeuwahlen, insbesondereder Mit¬
glieder des Staatsmtes. Es wird sich aber empfehlen, die Provinziallandtage erst dann einzuberufen, wenn
etwa eingegangeneEinsprüchegegen die Wahlen so vorbereitet sind, daß der Provinziallandtag bei seinem
eisten Zusammentritt über die Gültigkeit der Wahl beschließen kann.

Wahlordnung
auf Grund des § 27 des Wahlgesetzes für die Provinziallandtage und Kreistage vom

7. Oktober 1925 (GS. S. 123 ff.).
I. Wahlvorschläge.

§1. Be, Wahlen nach den Grundsätzen der Verhältniswahl sind schriftliche Wahlvorschläge
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§ 2. Wahlvorschlägekönnen nur bis zu einem 3 Stunden vor Beginn der Sitzung, in welcher die Wahl¬
handlung stattfindet, liegenden Zeitpunkte beim Wahluorstande eingereicht werden. Auch nach
diesemZeitpunkte bis zum Beginn der Wahlhandlung ist die Einreichung von Wahlvorschlägenzu¬
lässig, wenn der Landtag mit V» Mehrheit der anwesenden Provinziallnndtagsabgeordneten der
nachträglichen Einreichung zustimmt.

tz 3. Bis zum Beginn der Wahlhandlung können Wahlvoischlägezurückgezogen werden.
§ 4. Wahlvorschlägekönnen bis 3 Stunden vor der Sitzung, in welcher die Wahlhandlnng stattfindet,

mit einander verbunden werden. Eine nachträglicheVerbindung ist zulässig, wenn der Provinzial-
landtag mit V» Mehrheit der anwesenden Landtagsmitglieder der nachträglichenVerbindung zu¬
stimmt. Sind Wahlvorschlägeverbunden, so wird bei der Verteilung der Sitze auf die einzelnen
Wahlvorfchlägejede Gruppe verbundener Wahlvorschlägeals ein Wahlvorschlagangesehen und ihr
die ihrer GesamtstimmenzahlentsprechendeZahl von Mitgliedern bezw. Stellvertretern zugewiesen.
Ist so die Zahl der Sitze festgestellt,die auf jede Gruppe verbundener Wahlvorschlägeentfallen, so
werden in gleicher Weise nach den Grundsätzender Verhältniswahl (§ 24 des Wahlgesetzes) die Sitze
auf die einzelnen miteinander verbundeneu Wahlvorschlägeunterverteilt.

H 5. Wenn ein Wahlvorschlagoder eine Gruppe verbundener Wahlvorschlägeweniger Bewerber enthält,
als auf sie Höchstzahlenentfallen, so gehen die überschüssigen Sitze ans die nächstfolgendenHöchst-
zahlen der anderen Wahlvorschlägeüber.

§ 6. Die Wahlvorschlägemüssen von mindestens7 Provinziallandtags-Abgeordneten unterzeichnet sein.
Der erste Unterzeichnergilt als Vertrauensmann, wenn nicht ein anderer als solcher bezeichnet ist.
Dem Vertrauensmann liegt die Abstellung von Mängeln des Wahlvorschlagesauf Ersuchen des
Wllhlvorstandesob. Er kann den Wahlvorschlagzurückziehen uud innerhalb der für die Einreichung
von WahlvorschlägenvorgesehenenFrist ändern.

§ 7. In den Wahlvorschlägensind die Bewerber nach Zu- und Vornamen, Stand oder Beruf, Wohnort
und Wohnung in erkennbarer Reih infolge aufzuführen. Für die Verteilung der einem Wahlvor¬
schlage zugeteilten Sitze unter die einzelnen Bewerber ist diese Reihenfolge maßgebend.

II. Wahlvorstand.
§ 8. Der Wahlvorstand besteht aus dem Vorsitzendendes Provinziallandtages und 2 von ihm zu be¬

stimmenden Beisitzern, die verschiedenenParteien angehören müssen. Der Vorsitzendeernennt
einen der beiden Beisitzer zum Schriftführer.

§ 9. Vor Beginn der Wahl prüft der Wahlvorstand die Wahlvorschläge. Er veranlaßt nötigenfalls die
Vertrauensmänner zur Beseitigung von Mängeln, insbesondere zur Ersetzung von Bewerbern,
gegen deren Wählbarkeit Bedenken bestehen.

Bewerber sind zu streichen
1. wenn sie nicht wählbar sind,
2. wenn ihre Persönlichkeitnicht einwandfrei feststeht,
3. wenn sie in verschiedenenWahlvorschlägenbenannt sind und sich nicht rechtzeitigfür einen be¬

stimmten Wahlvorschlagerklären, nachdem der Vorsitzendeden Vertrauensmann darauf auf.
merksam gemacht hat.

Nach Abschluß der Prüfung entscheidet der Wahlvorstandüber die Zulassung der Wahlvor¬
schläge und gibt alsdann die zugelassenen Wahlvorschlägeuuter Hervorhebungihrer Bezeichnung
bekannt.

III. Wahlhandlung.
8 10 Ob die Wahl Mhrheitswahl oder Verhältniswahl ist, entscheidet sich nach dem Gesetz.
s 11 Wahlen werden, wenn niemand widerspricht,durch Zuruf, sonst durch Abgabe von Stimmzetteln

vollzogen. Bei Wahlen nach den Grundsätzender Verhältniswahl ist Wahl durch Zuruf nur zulässig,
wenn nur ein Wahlvorschlagvorliegt,

tz 12 Die Wähler werden in der Reihenfolge, in welcher sie in der Wahllisteverzeichnetsind, aufgerufen.
Jeder aufgerufene Wähler legt den zusammengefalteten Stimmzettel nneröffnet in die

Die während des Wahlakts erscheinendenWähler können an der Wahl teilnehmen, solange der
Vorsitzende die Wahl noch nicht für geschlossenerklärt hat.

Sind keine Stimmen mehr abzugeben, so erklärt der Vorsitzendedie Wahl für geschlossen; er
nimmt die Stimmzettel einzeln aus der Wahlurne und verliest den oder die darauf verzeichneten
Namen. Der nicht zum Schriftführer bestellte Beisitzer zählt laut die vom Vorsitzendenverlesenen
Namen.
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§ 13. Ungültig sind Stimmzettel, welche
1. mit einem Kennzeichenversehen sind,
2. die Stimmabgabe nicht einwandfrei erkennen lassen.

H 14. Ueber die Gültigkeit der Stimmzettel entscheidet der Vorsitzende und die Beisitzer. Ungültige Stimm»
zettel werden als nicht abgegeben betrachtet; sie zählen jedoch mit zur Feststellung der Beschluß-
fahigteit.

§ 15, Der Vorsitzendehat die Gewählten, soweit sie anwesend sind, mündlich, andernfalls schriftlich von
der auf sie gefallenen Wahl sofort zu benachrichtigenund sie aufzufordern, sich im Falle der An¬
wesenheitsofort, im Falle der Abwesenheitbinnen einer Woche nach Zustellung der Nachricht über
die Annahme oder Ablehnung der Wahl zu erklären. Schweigen oder Annahme uuter Vorbehalt gilt
als Ablehnung.

IV. Wahlniederschrift.
8 16. Ueber die Wahl ist eine Niederschriftaufzunehmen, die von den: Wahlvorstand zu unterschreibenist

und folgende Angaben enthalten soll:
1. Ort und Zeit der Wahl,
2. die Namen des Vorsitzenden und der Beisitzer unter Bezeichnungdes Schriftführers,
3. die Wahlvorschläge,welche eingereicht und zugelassen worden sind, unter Hervorhebung ihrer

Bezeichnung,
4. die Mitteilung, ob mit verdeckten Stimmzetteln oder durch Zuruf gewählt wordeu ist,
5. die Zahl der für gültig und für ungültig erklärten Stimmen; für ungültig erklärte Stimmzettel

sind der Niederschriftals Anlage beizufügen,
6. die Zahl der für die einzelnenWahlvorschlägeabgegebenen gültigen Stimmen,
7. die Namen der Gewählten, sowie bei den anwesendenGewählten ein Vermerküber die Annahme

oder Ablehnuug der Wahl. _________

VorstehendeWahlordnung findet auf die Wahl des Vorsitzenden,der stellvertretendeil Vorsitzenden
und der Beisitzer des Provinziallandtages keine Anwendung. Die Wahlen der vorgenannten Persönlichkeiten
richten sich vielmehr nach den bisherigen Bestimmungen der Geschäftsordnung. Entgegenstehend? Ne¬
stimmungender Geschäftsordnungtreten im übrigen außer Kraft.

Anlage ll.

Bericht und Antrag <Druas°ch°n.Nr 2,
des Provinzilllausschusses,

betreffend

die Neuwahlen ») zum Provinzialausschuß,
d) zu den Provinzialkommissionen,
c) zum Preußischen Staatsrat.

Nach der Neuwahl des Provinziallandtages sind Provinzialausschuß, Provinzialkommissionenund
die Mitglieder des Preußischen Staatsrats neu zu wählen. Im einzelnen sind zu wählen:

I. Provinzialausschuß: der Vorsitzendeund 13 Mitglieder sowie aus der Reihe der letzteren
der stellvertretende Vorsitzende. Bezüglich der Wahl des Vorsitzendenist streitig, ob der Vorsitzende
v or der Wahl der Mitglieder zu wählen ist, oder ob der Vorsitzendeebenso wie der stellvertretende
Vorsitzende nach der Wahl der Mitglieder ans diesen Mitgliedern zu wählen ist. Wie sich der Herr
Minister des Innern zn dieser Streitfrage stellt, ist aus dem in der Anlage H. abgedruckten ministeriellen
Schreiben an den Landeshauptmaun der Provinz Grenzmark Posen-Westpreußen vom 6. Januar 1926
zu erseheu. Um dem Provinziallandtag die Entscheidung über die Art der Vornahme der Wahl zu
erleichtern,smd in der Anlage N sämtliche für die Entscheidungetwa in Betracht kommendenGesetzes-
vestlmmungen abgedruckt.

II. Provinzialkommisfionen: Bisher bestanden 4 Kommissionen:
H) eme Kommission für die Provinzial-Taubstummen-, Blinden- und'Hebllmmenlehranstalten,
b) eme Kommissionfür die Fürsorgeerziehungsanstalten,
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«) eine Kommissionfür die Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten und die Provinzial-Arbeits«
anstatt in Brauweiler,

6) eine Kommissionfür das Straßenbauwesen.
Die zur Zeit gültige Geschäftsordnungfür die Provinzialkommissionenund ein Verzeichnisder bis»
herigen Mitglieder dieser Kommissionenist in den Anlagen <ü und v beigefügt.
Staatsrat: Nach der Verordnung über die Feststellungder Zahl der von den Provinzen usw. in
den Staatsrat zu entsendenden Vertreter vom 31. Dezember 1925 (GS. S. 7) sind seitens der
Rheinprovinz (ohne Saargebiet) 15 Vertreter zu entsenden. In der Anlage N ist das Gesetz über die
Wahlen zum Staatsrat vom 16. Dezember 1920 (GS. S. 90) abgedruckt. Es wird aber auch auf die
in der Anlage ^ zur Landtagsvorlage, betreffend Erlaß einer neuen Wahlordnung auf Grund des
§ 27 des Wahlgesetzesvom 7. Oktober 1925 abgedruckten§z 23 bis 32 dieses Wahlgesetzes und die zu»
gehörigen ministeriellen Ausführungsanweisungen Bezug genommen.

ProUinzialausschußbeehrt sich zu beantragen:
„Provinziallandtag möge die Wahlen

«,) zum Provinzialausschuß,
b) zu den Provinzialkommissionen,
e) zum Staatsrat

vornehmen."

Düsseldorf, den 25. Januar 1926.

Der Provinzialausschuß:
»l-, N denauer,

Vorsitzender,
Dr Hulion,

Üandeshauptmann,

Anlage ^.

Der Preußische Minister
des Innern.

IV K. III. 3103.

Berlin, den 6. Januar 1926.
N'U. 7, Unter den Linden 72/74.

An

den Herrn Landeshauptmann der Provinz
Grenzmark Posen-Westpreußen

in Obrawalde.

Auf die telephonische Anfrage vom 5. d. Mts. erwidere ich in Bestätigungder telephonischen
Mitteilung meines Referenten vom 5. d. Mts. ergebenst,daß zunächst die Mitglieder des Pro»
vinzilllausschusseseinschließlich des Vorsitzendenvom Provinziallandtag im Wege der
Verhältniswahl zu wählen sind, nnd daß alsdann aus der Mitte der Gewählten der Vorsitzende
und sein Stellvertreter je in besonderemMahlgange vom Provinziallandtag im Wege der Mehr¬
heitswahl zu wählen sind. Dieses Verfahren entsprichtnicht nur der früheren Rechtslage (H 24
Abs 2 Satz 3 des Gesetzes vom 3. Dezember 1920, GS. 1921 S. 1), sondern auch den neuen
Vorschriftendes Gesetzes vom 7. Oktober 1925, denn, da der Vorsitzendedes P. A. und sein
Stellvertreter Mitglieder des P. A. sind, kommt für die Wahl sämtlicherMitgliederdes Kollegiums
mnächst die Verhältniswahl, und erst für die Wahl des Vorsitzendenund seines Stellvertreters
aus der Zahl der so gewähltenMitglieder die Mehrheitswahl zur Anwendung (§ 23 Abs. 2 a. a. O.)

Im Auftrage:
gez. Mulert.

,
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AnlageL.
Provinzialordmmg für die Nheinprovinz vom 1. Juni 1887.

8 45. Zum Zwecke der Verwaltung der Angelegenheiten des Provinzialverbandes wird ein Pro-
uinzialausschußbestellt.

§ 46. Der Proviuzialausschuß besteht aus einein Vorsitzenden und einer durch das Provinzialstatut
festsetzenden Zahl von mindestens sieben bis höchstensdreizehn Mitgliedern.

Außerdem ist der Landesdirektor von Amtswegen Mitglied des Provinzialausschusses.
§ 47. Der Vorsitzende,die Mitglieder des Proviuzialausschussesund aus der Zahl der letzteren

der Stellvertreter des Vorsitzeudeuwerden von dem Provinziallandtage gewählt.
Für die Mitglieder ist in gleicher Weise eine mindestens der Hälfte derselben gleichkommende Zahl

von Stellvertretern zu wählen.
Die Zahl der Stellvertreter, sowie die Reihenfolge, in welcher dieselben einzuberufen sind, wird dnrch

das Provinzialstatut bestimmt.
Wählbar ist jeder zum Provinziallandtage wählbare Angehörige des DeutschenReiches (ß 17).
Von der Wählbarkeit ausgeschlossensiud der Oberpräsident, die Regierungspräsidenten, sowie

sämtliche Provinzialbeamte.
Der Landesdirektor kann zum Vorsitzenden oder stellvertretenden Vorsitzenden des Provinzial-

ausschusses nicht gewählt werden.

Gesetz betreffend die Neuwahl der Provinziallandtage vom 16. Juli 1919.
§ 7. Die Neuwahlen zum Provinzial°(Landes«)Ansschuß und zu deu Provinzial-(Bezirks-)

Kommissionen siud bei der ersten Tagung des Provinzial-(Kommunal°)Landtags vorzunehmen. Sie erfolgen
nacb dem Verhältniswahlsystem.

Die Wahl der Mitglieder und der Stellvertreter hat auf Grund getrennter Wahlvurschläge zu erfolgen.
Znr Giureichung eines Wahlvorschlagssind sieben Unterschriften erforderlich. Der Vorsitzendedes Pro¬
vinzialausschussesund dessen Stellvertreter werden aus den Mitgliedern des Provinzialausschussesvom
Provinziallandtag in getrennten Wahlhandlungen durch Stimmenmehrheit gewählt.

Im übrigen werden die näheren Bestimmungen über das Verhältniswahlsystem durch Beschluß
des neuen Provinzial-(Kommunal-)Landtages festgesetzt.

§ 8. Die Bestimmungen, denen zufolgeBeamte von der Wahl znm Provinzial-<Lanoes-)Ausschuß
ausgeschlossen sind, werden aufgehoben.

Gesetz, betreffend die Wahlen zu den Provinziallandtage«
und Kreistagen vom 3. Dezember 192».

§ 24 (2) Bei der ersten Tagung der Provinzial°(Kommunal-)Landtage und Kreistage sind Neu¬
wahlen zum Provinzial-(Landes-)Ausschuß und zu den Provinzial°(Bezirks-)Kommissionenbezw. zum
Ortsausschuß uud zu den Kreiskommissioneuvorzunehmen. Sie erfolgen nach den Grundsätzender Ver¬
hältniswahl. Der Vorsitzende des Provinzialausschussesund sein Stellvertreter werden aus den Mitgliedern
des Proviuzialausschussesvom Provinziallandtag in getrennten Wahlhandlungen durch Stimmenmehrheit
gewählt. Im übrigen werden die näheren Bestimmungen über die Wcchlartdurch Beschluß des neuen
Provinzilll°(Kommunal-)Landtllgsbezw. des neuen Kreistags festgesetzt.

§ 27 (1) Das Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung in Kraft.
(2) Gleichzeitigtreten die diesem Gesetz entgegenstehenden Vorschriften außer Kraft.

Wahlgesetz für die Provinziallandtage und Kreistage vom 7. Oktober 1925.
8 23 (1) Wahlen werden, weuu niemand widerspricht,durch Zuruf, sonst durch Abgabe von Stimm«

zetteln vollzogen.
^ <. ^ Bei der Iettelwahl wird, wenn mehrere gleichartige unbesoldete Wahlstellen derselben
Verwaltungsstelle zu besetzen sind, in einem Mahlgange nach den Grundsätzender Verhältniswahl, in allen
anderen Fallen für jeden Fall in besonderen:Mahlgange nach Stimmenmehrheit abgestimmt.
^ <<.. « ") ^'" <5°^ nachträglicher Vermehrung oder Verringerung der Wahlstellen sind sämtliche
Wahlstellen neu zu besetzen.

§ 46 (1) Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verlundung iu Kraft.
., . «. ^ ^ demselben Zeitpunkte treten die entgegenstehendengesetzlichenVorschriften,insbesondere
tue der Provmzmlordnungen und der HohenzollernschenAmts- und Lanbesordnung sowie das Gesetz,
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betreffend die Wahlen zu den Provinziallandtagen und zu den Kreistagen, vom 3. Dezember 1920 außer
Kraft.

(3) Soweit in Gesetzen oder Verordnungen auf Vorschriftenhingewiesen ist, die durch dieses
Gesetz außer Kraft gesetzt werden, treten an ihre Stelle die entsprechendenVorschriftendiefes Gesetzes.

Anla ge 0.
Geschäftsordnung für die ProvwzwltommMonen.

§1.
Die Kommission steht der Provinzialverwaltung für die Angelegenheiten

beratend zur Seite.
8 2.

Die Kommissionbesteht aus 8 vom Provinziallandtag aus seiuer Mitte gewählten Mitgliedern.
Den Vorsitzendenwählt der Provinzialausschuß aus seinen Mitgliedern,

8 3.
Sitzungen der Kommission,
Tagesordnung,
Ort und Zeit der Tagung

werden vom Vorsitzendenmit dem Landeshauptmann vereinbart.
Die Einladungen erläßt der Landeshauptmann.
Auf Verlangen von mehr als 3 Mitgliedern der Kommissionmüssen Sitzungen stattfinden und ge<

wünschteGegenstände auf die Tagesordnung gesetzt werden.

8 4.
An den Sitzungen, die unter Leitung des Vorsitzendender Kommissionstattfinden, nehmen der

Landeshauptmann bezw. sein Vertreter und die von ihm zu bezeichnendenleitenden Beamten teil, denen
jederzeit das Wort zu erteilen ist.

8 5.
Die Kommissionhat das Recht, Beamte, Angestellteund Arbeiter des betreffenden Verwaltungs°

zweiges, sowie die Anstaltsinsassenzu hören, vom Landeshauptmann innerhalb ihrer ZuständigkeitAus»
kunft zu fordern und die Akten einzusehen.

8 6.
Das Ergebnis der Beratungen legt die Kommission dem Landeshauptmann vor, der etwaige Wünsche

oder Vorschläge,soweit er zu ihrer Erledigung nicht zuständigoder nicht bereit ist, dem Provinzialausschuß
vorlegt. Ein Anordnungsrecht steht der Kommissionnicht zu.

Bei den in der Provinzial-Arbeitsanstalt auf Grund eines Vertrages mit der Justizverwaltung
untergebrachten Strafgefangenen kann die Kommissionihre Rechte nur im Einvernehmen mit der Justiz-
Verwaltung ausüben.

8 7-.
Jedes Mitglied der Kommissionerhält eine Ausweiskarte. Die Leiter der betreffenden Provinzial»

anstalten sind angewiesen, jedem Mitglied der Kommissionauch außerhalb einer allgemeinen Besichtigung
die Anstalt und ihre Einrichtungen zu zeigen. Etwaige Wünschehat das Mitglied dem Vorsitzendender
Kommission vorzulegen. Der Leiter der Anstalt kann sich hierbei durch einen anderen Beamten vertreten
lassen. Die in 8 5 genannten Rechte stehen den einzelnen Mitgliedern der Kommissionnicht zu.

8 8.
Die Mitglieder der Kommissionerhalten für ihre Teilnahme an den Sitzungen und den gemeinsamen

BesichtigungenReifekosten und Tagegelder nach den für die Mitglieder des Provinzialausschussesgeltenden
Sätzen.
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Provinzwltommisfionen:
Anlage!).

»,) Kommission für die Taubstummen-, Blinden Unterrichts« n st alten und
Hebammenlehran st alten:

Vorsitzender:Rechtsanwalt Loenartz, Coblenz. > ,,, _, , . ^, . „,^
Stellv Vorsitzender:Lehrer Knab, Köln-Kalk, j ^°nl PromnzmlausMß gewählt.

Vom Provinzillllandtag
gewählt.

s Mitglieder: 1. Rettor Bamberger, Barmen,
2. Iustizrat Dr. Kaiser, Köln, Worringerstraße 1U,
3. Frau Dieckerhoff,Köln, Flandrischestraße 20,
4. Rechtsanwalt Dr. Fischer, Iülich, Kurfürstenstraße 8,
5. Bürgermeister Grootens, Büttgen, Kreis Neuß,
6. Frau Schnmacher-Köhl, Köln, Teutoburgerstraße 25,
7. Lehreriu Otto, Köln-Klettenberg, Berrenratherstraße 407 II,
8. Frau Plum, Stoppenberg, Landkreis Essen,Gelsenkirchenerstr.54.

b) Kommission für die Fürsorgeerziehungsan st alten:

Vorsitzender:Redakteur Steinbüchel, Essen. !
Stellv. Vorsitzender: Pfarrer Iansen, Lammersdorf, ^ Vom Provinzialausschuß gewählt.

Kreis Monschau.

Vom Provinzillllandtag
gewählt.

Mitglieder: 1. Arbeitersekretär Daams, Essen-Borbeck,Feldstratze 22,
2. Schulrektor Küppers, Barmen,
3. Frau Niedieck, Düsseldorf, Schumannstraße 13,
4. Pfarrer Bausch, Külschhausen,Kreis Wetzlar,
5. Rektor Steinmeyer, Düsseldorf, Räuscherweg 37,
6. Schriftleiter Reese, Trier, Nagelstraße 10,
7. Frau Becker, Düsseldorf, Borsigstraße 25,
8. Beigeordneter Koch, Remscheid, Schützenstraße27.

o) Kommission für die Heil- und Pflegean st alten und die Provinzial
Arbeitsanstalt Brauweiler:

Vorsitzender: Oberbürgermeister Farwick, Aachen. > Von: Provinzialausschuß
Stellv. Vorsitzender:Oekonomiemt Kemmann, Katers bei Mettmanu. < gewählt.

^ Mitglieder: 1. Oberbürgermeister Dr. Hartmann, Barmen,
2. GewerkschllftssekretarBrauer, Düsseldorf, Aachenerstr.24,
3. Rentner Franz Vettweiß, Glehn bei Mechernich, Krs. Schleiden,
4. Stricker Deppe,Alsdorf, LandkreisAachen, Oidtweilerweg 585,
5. Parteisekretär Fnnk, Köln, Bonnerstr, 54,
si. Generaldirektor, Ehrenbürgermeister I), . Hold, Karnap, Land¬

kreis Essen,
7. GewerkschllftsangestellterOrlopp, Essen (Margarethenhöhe),

Laubenweg 22,
8. Studienrat Schwitz, Andernach.

Vom Provinzillllandtag
gewählt.

ä) Kommission für das Straßenbauwesen:

Vorsitzender: Oekonomierat Kemmann, Katers bei Mettmann.
Stellv. Vorsitzender:Rittergutsbesitzer Heuser,

Haus Dürffenthal bei Iülpich.
Vom Provinzialausschuß gewählt.



Vom Provinziallandtag
gewählt.
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Mitglieder: 1. Expedient Betzhold, Ronsdorf, Kreis Lennep,
2. Landwirt Gesfinger, Laufeld, Kreis Wittlich,
3. Oberbürgermeister Dr. Iarres, Duisburg,
4. Fabrikdirektor Lenze, Mulheim-Ruhr, Burgstraße 78,
5. Transportarbeiter Müller, Duisburg, Hammerstmße 1,
6. GewerkschaftssekretärRing, Duisburg, Reichstraße 189,
7. Arbeitersekretär Schalls, Düren, Bergstraße 6,
8. Unternehmer Iiegler, Wesel.

Anlage L.
Gesetz über die Wahlen zum Staatsrate. Vom 16. Dezember 1920.

Die VerfassunggebendePreußische Landesversammlung hat folgendes Gesetz beschlossen,das hiermit
verkündet wird:

zi.
(1) Die Mitglieder des Staatsrats und ihre Stellvertreter werden nach den Grundsätzender Ver¬

hältniswahl, in den HohenzollernschenLanden nach den Grundsätzender Mehrheitswahl gewählt.
(2) Wähler sind die Mitglieder der Wahlkörper (ProKnziallandtage, Stadtverordnetenversammlung

in Berlin, Kommunallandtage der Grenzmark Posen-Westpreußen und der HohenzollernschenLande).
(3) Wählbar sind alle reichsdeutschen Männer und Frauen, die das fünfuudzwanzigsteLebensjahr

vollendet und ihren Wohnsitzein Jahr im Bezirke des Wahlkörpers haben.
(4) Ausgeschlossenvon der Wählbarkeit ist:

1, wer entmündigt ist oder unter vorläufiger Vormundschaftoder wegen geistiger Gebrechen unter
Pslegschast steht;

2. wer die bürgerlichen Ehrenrechte nicht besitzt.

8 2.
(1) Die Wahl findet, vorbehaltlichder Bestimmung im § 29, in der ersten Tagung des Wahltorpers

»ach seiner Neuwahl statt.
(2) Die Wahl erfolgt auf Einladuug des Staatskommissars beim Provinziallandtag (Kommunalland-

tag), in Berlin des Oberpräsidenten.
(3) Die Einladung ist spätestens zwei Wochenvor dem Tage der Wahl den Mitgliedern des Wahl-

lürpers zuzustelleu.Sie muß die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Staatsrats enthalten und auf die
Bestimmungen über die Wählbarkeit zum Staatsrate hinweisen.

(4) Soweit nach den Grundsätzender Verhältniswahl gewählt wird, muh die Einladung ferner die
Aufforderung enthalten, Wahlvorschlägebei der vom Staatskommissar (Oberpräsident) bezeichnetenStelle
bis zu einem bestimmten Zeitpunkt einzureichen.

8 3.
(1) Für jedes Mitglied des Staatsrats wird im gleichen Wahlgang ein Stellvertreter gewählt.
(2) Stellvertreter des an erster (zweiter,dritter usw.) Stelle gewähltenMitglieds ist der den gewählten

Mitgliedern an erster (zweiter, dritter usw.) Stelle auf demselbenWahlvorschlagefolgende Bewerber.
(3) Bei vorübergehenderBehinderung des Mitglieds ist der Stellvertreter zur Teilnahme an den Ver¬

handlungen des Staatsrats auch ohne besondereEinladung berufen.
(4) Scheidet ein Mitglied d mernd aus, so tritt au seiue Stelle sein Stellvertreter und an dessen Stelle

derjenige Ersatzmann,der hinter den: an letzter Stelle zum Stellvertreter Gewählten als nächster auf dem

" ^ "(5) Das Ausscheideneiues Mitgliedes wird durch Beschluß des Staatsrats festgestellt. In dem Be¬
schlusse wird gleichzeitig festgestellt,wer als Mitglied und als Stellvertreter nachrückt. Gegen den Beschluß
steht edem Mitgliede des Staatsrats sowie demjenigen, dessen Ausscheidendurch den Beschlußfestgestellt
ist binnen zweier Wochen die Klage beim Oberverwaltungsgerichte zu. Der Beschluß wird erst mit der

(6) Bis zum Beginne der Sitzuug des Staatsrats, in der über das Ausscheideneines Mitglieds Be¬
schluß gefaßt werden foll, kann der Vertrauensmann (8 5) an Stelle des nach dem Wahlvorschlagan erster
Stelle zum Nachrücken bestimmten Ersatzmanns (Abs. 4) einen der anderen auf demselbenWahlvorschlage
benannten Bewerber für die freigewordene Stelle als Stellvertreter bezeichnen.

(7) Dem endgültigen Ausfcheideneines Mitglieds steht der Fall der Ablehnung der Wahl gleich.
»»
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§4.
In den Wllhlvorschlägensind die Bewerber nach Zu- und Vornamen, Stand oder Beruf, Wohnort

und Wohnung in erkennbarer Reihenfolge aufzuführen.

8 5.
(1) Die Wahlvorschlagemüssen von mindestens drei Mitgliedern des Wahlkörpers unterzeichnet

sein. Der erste Unterzeichnergilt als Vertrauensmann, wenn nicht ein anderer als solcher bezeichnet ist. Der
Vertrauensmann ist zur Aenderung und Rücknahmedes Wahlvorschlagsbefugt.

(2) Mit den Wahlvorschlägenist die Erklärung der Bewerber einzureichen, daß sie der Aufnahme
ihrer Namen in den Wahlvorschlagzustimmen.

8 6.
Der Name des ersten Bewerbers auf jedem Wahlvorschlagedient als Bezeichnungdes ganzen Wahl-

Vorschlags.
§7-

Eine Verbindung von WaMvorschlagenfindet nicht statt.

" §8-
Die Wahlvorschlagemit den im § 5 Abs. 2 genannten Erklärungen müssen spätestens 24 Stunden

vor der festgesetzten Wahlzeit bei dem Staatskommissar (Oberpräsidenten) oder der von ihm bezeichneten
Stelle eingegangen sein. Später eingehendeWahlvorschlagedürfen nicht berücksichtigt werden.

Den Wahlvorstand bilden der Vorsitzende und zwei von ihm als Beisitzer zu benennende Mitglieder
des Wahlkörpers. Der Vorsitzende bestellt einen der Beisitzer zum Schriftführer.

8 10.
(1) Vor Beginn der Wahl prüft der Wahlvorstand die Wahlvorschlage; er veranlaßt nötigenfalls

die Vertrauensmänner zur Beseitigung von Mängeln, insbesondere zur Ersehung von Bewerbern, gegen
deren WählbarkeitBedenken vorliegen.

(2) Bewerber sind zu streichen:
1. wenn sie nicht wählbar sind;
2. wenn ihre Persönlichkeitnicht einwandfrei feststeht;
3. wenn sie in verschiedenenWahlvorschlägenbenannt sind und sich nicht rechtzeitig für einen be¬

stimmten Wahlvorschlag erklären, nachdem der Vorsitzendeden Vertrauensmann darauf auf¬
merksam gemacht hat;

4. wenn die nach § 5 Abs. 2 erforderlichenErklärungen fehlen.
(3) Nach Abschluß der Prüfung entscheidet der Wah'lvorstandüber die Zulassung der Wahlvorschläge.

Aenderungen, insbesondereauch die Zurücknahmevon Wahlvorschlägen,sind hiernachnicht mehr zulässig.

§11.
Die Wahl findet in öffentlicherSitzung des Wahlkörpers ohne Aussprachestatt.

§12.
Der Vorsitzendegibt bei Beginn der Wahl die eingereichten Wahlvorschlageunter Hervorhebung

ihrer Bezeichnung(z 6) bekanntund teilt mit, ob sie von dem Wahlvorstandezugelassen sind.

8 13-
(1) Gewählt wird mit verdeckten Stimmzetteln.
(2) Die Wähler weiden in der Buchstabenfolgeaufgerufen. Jeder aufgerufene Wähler legt den

Stimmzettel zusammengefaltet in die Wahlurne.

8 14.
Der Schriftführer vermerktdie Stimmabgabe jedes Wählers nebst dessen Namen in der Liste.

8 15.
Jeder Wähler lann stimmen,bis der Vorsitzende die Wahl für geschlossenerklärt hat.
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§16.
Ungültig sind Stimmzettel, die
1. mit einem Kennzeichenversehen sind,
2. keinen Namen oder keine Angabe enthalten, aus der die Bezeichnung des Wahlvorschlagsoder

die Person mindestens eines Bewerbers unzweifelhaft zu erkennen ist,
3. eine Verwahrung oder einen Vorbehalt enthalten,
4. die Bezeichnung verschiedenerWahlvorschlägeoder Namen aus verschiedenenWahlvorschlägen

enthalten,
5. ausschließlich auf Personen lauten, die in den zugelassenenWahlvorschlägen (§ 12) nicht auf-

geführt sind.

Ueber die Gültigkeit der Stimmzettel entscheidet der Wahlvorstand. Ungültige Stimmzettel werden
als nicht abgegeben betrachtet.

8 18.
ZwecksVerteilung der Mitglieder des Staatsmts und ihrer Stellvertreter auf die Wahlvorschläge

wird die Summe der auf die einzelnenWahlvorschlägeentfallenden Stimmen nacheinander durch 1, 2, 3, 4
usw. geteilt, bis von den sich hierbei ergebenden Teilzcchlen so viele Höchstzahlen der Größe nach ausgesondert
werden können, wie Mitglieder zu wählen sind. Von jedem Wahlvorschlagsind so viele Mitglieder und
Stellvertreter gewählt, wie auf ihn Höchstzahlen entfallen. Wenn die an letzter Stelle stehendeHöchstzahl
auf mehrere Wahlvorschlägezugleich entfällt, so entscheidet das vom Vorsitzenden zu ziehendeLos.

§19.
Der Vorsitzendeverkündet das vom Wahlvorstande festgestellteErgebnis der Wahl unter Angabe

der Zahl der auf die einzelnenWahlvorschlägeentfallenen gültigen Stimmen sowie der Namen der Ge»
wählten.

§ 20.
Ueber die Wahlhandlung (§§ 9 bis 19) ist eine Niederschriftaufzunehmen, die von allen Mitgliedern

des Wahlvorstandes unterschrieben werden soll.
§21.

Der Vorsitzende hat die Gewählten, soweit sie anwesend sind, mündlich, anderenfalls schriftlich von
der auf sie gefallenen Wahl sofort zu benachrichtigenund sie aufzufordern, sich im Falle der Anwesenheit
sofort, im Falle der Abwesenheit binnen einer Woche nach Zustellung der Nachrichtüber die Annahme
der Wahl zu erklären. Schweigen oder Annahme unter Vorbehalt gilt als Ablehnung. In diesemFalle
wird nach 8 3 Abs. 4 und 6 verfahren.

§-22.
Der Vorsitzendehat die gesamten Verhandlungen über die Wahl und über die Ermittlung des

Wahlergebnissesunverzüglichdem Minister des Innern zur Vorlage an den Staatsrat einzureichen.

§23.
(1) Auf einstimmigenBeschluß des Wahlkörperskann an Stelle der Einreichungvon Wahlvorschlägen

und der Wahl mit verdeckten Stimmzetteln nach folgendem vereinfachten Verfahren gewählt werden.
(2) DieRichtungen oderGruppen des Wahlkörpersvereinbaren die Verteilung der auf denWahlkörper

entfallenden Sitze im Staatsrat untereinander. Sie überreichen dem Vorsitzendendie Namen der
von ihnen zu benennenden Mitglieder und Stellvertreter sowie der für den Fall des Ausscheidensoder
Nachrückens eines Stellvertreters berufenen Ersatzmänner (§ 3 Abs. 4 und 6) unter Angabe von Stand oder
Beruf Wohnort und Wohnung nebst den im § 5 Abs. 2 vorgeschriebenenErklärungen. Sie benennen ferner
die zur Abgabe von Erklärungen gemäß § 3 Abs. 6 bevollmächtigten Vertrauensmänner.

(3) Der Wahlvorstandstellt die Wählbarkeitder Vorgeschlagenenfest und veranlaßt erforderlichenfalls
ihre Ersetzung. Die Wahl der Vorgeschlagenenerfolgt sodann nach Bekanntgabe der Vorschlägedurch den
Vorsitzendendurch Zuruf.

§ 24.
11) Das Ergebnis der Wahlen ist öffentlich bekannt zu machen.
12) Gegen die Gültigkeit der Wahl kann jedes Mitglied des Wahlkörpers binnen zweier Wochen

nach der BekanntmachungEinspruchbeim Vorsitzendenerheben. Ueber den Einspruchbeschließt der Staats¬
rat Auch im übrigen prüft der Staatsrat die Gültigkeit der Wahlen von Amts wegen. Gegen den Beschluß
des Staatsrats steht dem, der deu Einspruch erhoben hat, und dein, dessen Wahl für ungültig erklärt ist,
binnen zweier Wochen die Klage beim Oberverwaltnngsgerichtzu. Die Klage hat im Falle der Ungültigkeits¬
erklärung einer Wahl aufschiebendeWirkung.
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(3) Wird die Ungültigkeitserklärungim Verwaltungsstreitverfahren bestätigt, so gelten, wenn nach
den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt worden war, folgende Bestimmungen:

1. Ist die ganze Wahl oder ein ganzer Wahlvorschlagfür uugültig erklärt worden, so findet bei
der nächsten Tagung des Wahlkörpers eine Nachwahl statt.

2. Ist die Wahl nur eiues oder einzelner Mitglieder des Staatsrats unter Aufrechterhaltung
der Wahl der übrigen in demselben Wahlgang Gewählten für ungültig erklärt wordeu, so
gilt § 3 Abs. 4 und 6.

§25.
(1) Auf die Wahl des Vertreters der HohenzollernschenLande finden die 88 2 Abs. 4; 3 Abs. 2, 4, 6;

4 bis 8; 10, 12, 13, 16, 18, 19, 23 keine Anwendung.
(2) Gewählt wird durch Zuruf, wenn sich kein Widerspruchdagegen erhebt.
(3) Wird Widersprucherhoben, so wird mit verdeckten Stimmzetteln gewählt.
(4) Der Stimmzettel muß die Bewerber nach Zu- und Vornamen, Stand oder Beruf, Wohnort und

Wohnung genau bezeichnen und erkennen lassen, wer als Mitglied des Staatsrats und wer als Stellvertreter
benannt wird.

(5) Ungültig sind Stimmzettel, die
») mit einem Kennzeichenversehen sind,
b) keinen Namen oder keine Angabe enthalten, aus der die Person des Mitgliedes des Staats«

rats und des Stellvertreters unzweifelhaft zu erkennen ist,
o) die Namen nicht wählbarer Personen enthalten,
ä) eine Verwahrung oder einen Vorbehalt enthalten.

(6) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat. Ergibt
sich beim ersten Wahlgang keine solche Stimmenmehrheit, so wird zu einer engeren Wahl zwischenden
beiden als Mitglieder (Stellvertreter) benannten Bewerbern geschritten, welche die meisten Stimmen er¬
halten haben. Bei Stimmengleichheit entscheidetdas vom Vorsitzendenzu ziehende Los.

(7) Der Vorsitzende verkündet das vom Wahlvorstand festgestellte Ergebnis der Wahl unter Angabe
des Namens des gewählten Mitglieds des Staatsrats und seines Stellvertreters sowie im Falle der Wahl
durch Stimmzettel der Zahl der auf die einzelnen Bewerber entfallenen gültigen Stimmen.

(8) Die vorstehenden Bestimmungen gelten auch für die Nachwahl, wenn eine Wahl für ungültig
erklärt worden ist (8 24).

§ 26. .
Scheidet der Vertreter der HohenzollernschenLande dauernd aus dem Staatsrat aus, so tritt an

seine Stelle sein Stellvertreter. Das Amt des Stellvertreters wird alsdann im Wege der Nachwahl gemäß
8 25 neu besetzt.

8 27.
Die Kosten der Wahlen fallen den Provinzialverbänden (der Stadt Berlin, dem Landeskommunal-

verband Hohenzollern) fowie in der Grenzmark Posen-Westpreuhen den beiden beteiligten Provinzial¬
verbänden nach dem Maßstabe der Einwohnerzahl zur Last.

§28.
Für die erste Wahl der Vertreter der Grenzmark Posen-Westpreuhen wird ein Wahlkörper von 30

Mitgliedern gebildet, der in unmittelbarer, geheimer, gleicher Wahl nach den für die Wahlen zu den Pro»
vinziallandtagen geltenden Bestimmungen von der Bevölkerungdes Regierungsbezirks Schneidemühl ge¬
wählt wird.

§29.
. Für Berlin und die HohenzollernschenLande wird der Zeitpunkt der ersten Wahl durch das Staats-

mmlsterium festgesetzt.
^ s 30.
Der Mmlster des Innern erläßt die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Vorschriften,

§31.
Das Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündung in Kraft.

Berlin, den 16. Dezember 1920.

Die Preußische Staatsregierung.
gez. Braun, Fischbeck, haenisch, amIehnhoff, Oeser, Ttegerwald,

Severing, Lüdemann.
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